
1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen.

2. Der Rechtsmittelführer trägt die Kosten des Verfahrens.

(1) ABl. C 146 vom 21.6.2003.

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund des
Beschlusses des Tribunale Larino – Auswärtige Kammer in
Termoli – (Italien) vom 8. Juli 2004 in dem Strafverfahren

Massimiliano Placanica

(Rechtssache C-338/04)

(2004/C 273/19)

Das Tribunale Larino – Auswärtige Kammer in Termoli –
(Italien) ersucht den Gerichtshof der Europäischen Gemein-
schaften durch Beschluss vom 8. Juli 2004, in der Kanzlei des
Gerichtshofes eingegangen am 9. August 2004, in dem Straf-
verfahren Massimiliano Placanica um Vorabentscheidung über
folgende Frage:

Wie bewertet der Gerichtshof die Vereinbarkeit von Artikel 4
Absatz 4bis des Gesetzes Nr. 401/89 mit den in den Artikeln
43 ff. und 49 EG zum Ausdruck gebrachten Grundsätzen in
Bezug auf die Niederlassungsfreiheit und den freien grenzüber-
schreitenden Dienstleistungsverkehr, auch im Licht des Unter-
schieds bei der Auslegung zwischen den Entscheidungen des
Gerichtshofes (insbesondere dem Urteil Gambelli) und der
Entscheidung Nr. 23271/04 der Suprema Corte di Cassazione,
Vereinigte Kammern? Insbesondere wird um Klärung gebeten,
ob die in der Anklageschrift angeführte Sanktionsregelung, die
Massimiliano Placanica rügt, im italienischen Staat anwendbar
ist.

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund des
Beschlusses des Bundesfinanzhofes vom 26. Mai 2004 in
Sachen Centro Equestro da Leziria Grande LDA gegen

Bundesamt für Finanzen

(Rechtssache C-345/04)

(2004/C 273/20)

Der Bundesfinanzhof ersucht den Gerichtshof der Europäischen
Gemeinschaften durch Beschluss vom 26. Mai 2004 in der

Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen am 12.08.2004 in
Sachen Centro Equestro da Leziria Grande LDA gegen
Bundesamt für Finanzen, um Vorabentscheidung über folgende
Frage:

Widerspricht es Art. 59 des Vertrages zur Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaften, wenn der im Inland beschränkt steu-
erpflichtige Angehörige eines Mitgliedstaates die Erstattung der
auf seine inländischen Einnahmen entfallenden und im Wege
des Steuerabzugs erhobenen Steuer nur dann beanspruchen
kann, wenn die mit diesen Einnahmen in unmittelbarem wirt-
schaftlichem Zusammenhang stehenden Betriebsausgaben
höher sind als die Hälfte der Einnahmen?

Ersuchen um Vorabentscheidung, vorgelegt aufgrund des
Beschlusses des Finanzgerichts Köln vom 15. Juli 2004 in
Sachen REWE Zentralfinanz e.G., als Gesamtrechtsnachfol-

gerin der ITS Reisen GmbH gegen Finanzamt Köln-Mitte

(Rechtssache C-347/04)

(2004/C 273/21)

Das Finanzgericht Köln ersucht den Gerichtshof der Europä-
ischen Gemeinschaften durch Beschluss vom 15. Juli 2004 in
der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen am 13. August
2004 in Sachen REWE Zentralfinanz e.G., als Gesamtrechts-
nachfolgerin der ITS Reisen GmbH gegen Finanzamt Köln-
Mitte, um Vorabentscheidung über folgende Frage:

— Sind die Art. 52 (jetzt Art. 43) in Verbindung mit Art. 58
(jetzt Art. 48) und die Art.67-73, 73b ff. (jetzt Art. 56 ff.)
des EG-Vertrages dahingehend auszulegen, dass sie einer
Regelung entgegenstehen, die - wie die im Ausgangsver-
fahren streitige Regelung in § 2a Abs. 1 Nr. 3a, Abs. 2 EStG
- den sofortigen steuerlichen Ausgleich von Verlusten aus
der Abschreibung auf Beteiligungswerte an Tochtergesell-
schaften im EG-Ausland dann beschränkt, wenn diese
passive Tätigkeiten im Sinne der nationalen Vorschrift
ausüben und/oder wenn die Tochtergesellschaften aktive
Tätigkeiten im Sinne der nationalen Vorschrift nur durch
eigene Enkelgesellschaften realisieren, während Abschrei-
bungen auf Beteiligungswerte an inländischen Tochtergesell-
schaften ohne diese Beschränkungen möglich sind?
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